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Es gilt das gesprochene Wort!

Anrede,

manche schreiben in diesen Tagen, der Liberalismus habe sich tot gesiegt. Manche sagen, wo doch jetzt alle anderen Parteien liberal geworden seien, brauche es die FDP nicht mehr. Manche denken, seit sich die SPD mit der Agenda 2010 beschäftige und die Union auch über eine Steuerreform rede, sei die Liberalisierung Deutschlands gewissermaßen am Ziele angekommen.

Ich entgegne dem: Wer glaubt, die Bimmelbahnpolitik des letzten Jahres bringe Deutschland wieder auf den Spitzenplatz in Europa, hat die Dramatik der deutschen Lage nicht begriffen. Und wer den Liberalismus auf eine Standortdebatte reduziert, hat ihn in Wahrheit nie verstanden, geschweige denn im Herzen jemals gefühlt.

Etwas Steuersenkung und etwas mehr Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt sind noch keine liberale Politik. Politiker, die sich jetzt ermüdet zurück lehnen, und Kommentatoren, die sich damit zufrieden geben, sind Teil der deutschen Krankheit. Das letzte Jahr war kein großer Wurf, sondern ein kleiner Schritt voran. Mit dem Kompromiss im Vermittlungsausschuss wurde das deutsche Haus ein wenig renoviert. Das eine oder andere Zimmer wurde neu tapeziert und an der einen oder anderen Ecke wurden Schönheitsreparaturen durchgeführt. Aber mit ein wenig neuer Farbe ist es nicht getan. Tragende Wände müssen neu gezogen werden, wenn das deutsche Haus zukunftsfest gemacht werden soll. Wir müssen die Fundamente des Hauses Deutschland neu gründen. Wir brauchen kein oberflächliches Renovierungsprogramm. Deutschland braucht ein grundsätzliches Sanierungsprogramm. Unser Land braucht einen Neuanfang durch einen Politikwechsel.

Wer unser Land grundsätzlich verändern will, wer also wie wir Liberale für diesen Politikwechsel eintritt, der darf sich nicht mit beginnenden Standortdebatten zufrieden geben. Notwendig ist eine Wertedebatte. Nur wenn nach dem politischen Klein-Klein, nach der Kleckerpolitik und den Bimmelbahnentscheidungen die Bürger wieder Sinn und Ziel von Reformen erkennen können, werden sie sich darauf einlassen.

Wir brauchen in der deutschen Politik geistige und konzeptionelle Meinungsführerschaft. Wir brauchen in der deutschen Politik die Bereitschaft, das Erwirtschaften vor das Verteilen, privates Engagement vor den Staat und 

Freiheit vor die Gleichheit zu stellen.

Der Weg zur fairen Gesellschaft führt nicht über mehr Gleichheit, sondern über mehr Freiheit. Unter dem Deckmantel der Gerechtigkeit wurde in den letzten Jahren eine Gleichmacherei betrieben, die auf Kosten der Freiheit und unseres Wohlstandes gegangen ist. Gerechtigkeit ist eine der am meisten missbrauchten Begriffe unserer Zeit. Von den Sozialdemokraten, und zwar einschließlich der Sozialdemokraten in der Union, wurde Gerechtigkeit gleichgesetzt mit Verteilungsgerechtigkeit. Es ging nur noch um die Frage, wer aus der Hand des Staates welchen Anteil vom Kuchen zugeteilt bekommt. Damit wurde nicht etwa das Maß an Gerechtigkeit erhöht, sondern nur die Befriedigung verschiedener Interessensgruppen kostspielig gesteigert. Die Subventionen, die in vielen Bereichen unsere Wirtschaft schädigen, wurden und werden mit allerlei vermeintlichen Gerechtigkeitserwägungen verteidigt. Das Subventionsunwesen hält sich nur deshalb so gut, weil die tatsächlichen Belastungen für jeden einzelnen Steuerzahler nur schwer zu identifizieren sind, während der Nutzen für bestimmte Gruppen wahlwirksam in Szene gesetzt werden kann. Diese Ungerechtigkeit zu entlarven ist Aufgabe liberaler Politik. 

Die Sozialsysteme und das Steuersystem sind mittlerweile zu Mechanismen geworden, um Gleichmacherei zu betreiben. Diese gleichmacherische Ordnung nimmt den Menschen Chancen, bestraft die Fleißigen und belohnt die Faulen zu Lasten der Schwachen. Liberale Politik fördert die Fleißigen, schützt die Schwachen und bestraft die Faulen. Es gibt kein Recht auf staatlich bezahlte Faulheit.

Unser Steuersystem macht zu oft aus dem, der arbeitet den Dummen und unsere Sozialsysteme prämieren zu oft die Faulheit anstatt die Schwachen zu schützen. Gerecht ist nach liberalem Verständnis dagegen eine Ordnung, die den Menschen freie und faire Möglichkeiten gibt, ihr Schicksal in die eigenen Hände zu nehmen.

Menschen, die aus guten Gründen Hilfe brauchen, muss in einer freien und fairen Gesellschaft geholfen werden. Diese Hilfe muss aber vor allem darin bestehen, ihnen einen Weg zurück in die Selbstverantwortung zu öffnen. Für Liberale sind Leistungsgerechtigkeit und soziale Gerechtigkeit keine Gegensätze, sondern zwei Seiten derselben Medaille. Es ist unfair, wenn die Zumutbarkeit nur aus der Sicht eines Sozialhilfeempfängers definiert wird und so die Zumutungen für die Steuerzahler und die Beitragszahler außer Acht geraten. Fair ist, wenn langjährige Sozialhilfeempfänger jede angebotene legale Arbeit annehmen müssen, auch wenn sie untertariflich bezahlt wird. Jede legale Arbeit ist besser als das Verbleiben in jahrelanger Sozialhilfeabhängigkeit.

Die Gerechtigkeit ist in Deutschland aber nicht nur durch Umverteilung und Gleichmacherei auf der Strecke geblieben. Auch das Streben nach der lückenlosen Einzelfallgerechtigkeit im Gesetzeswesen ist eine Fehlentwicklung. Die geltenden Regeln sollen von unparteiischen Richtern fair und gerecht auf die vielfältigen Einzelfälle angewendet werden können. Doch in Deutschland gibt es mittlerweile für jeden Einzelfall eine Regel oder eine Ausnahme. Das macht beispielsweise unser Steuersystem  keinesfalls gerechter, sondern nur unerträglich kompliziert. Regeln oder Gesetze, die kaum noch ein Beamter und erst recht kein Bürger mehr überblickt und versteht, können nach liberalem Verständnis niemals gerecht sein.

Die Steuerpolitik ist doch nicht nur eine Standortdebatte. Jedes Kind weiß mittlerweile, dass das deutsche Steuersystem in Zeiten der Globalisierung international nicht wettbewerbsfähig ist. Die Steuersätze sind aber in Deutschland nicht nur zu hoch. Unser Steuersystem ist durch hohe Steuersätze und die damit verbundenen notwendigen Ausnahmetatbestände längst so kompliziert geworden, dass eine Steuerstrukturreform eine Gerechtigkeitsfrage in unserem Lande ist. 

Die FDP wird deshalb eine echte Steuerstrukturreform gleich in der ersten Sitzungswoche in diesem Jahr im Bundestag einbringen. Wenn die Bereitschaft zu mehr Steuersenkung und zu größerer Steuervereinfachung mittlerweile auch in anderen Parteien jedenfalls rhetorisch bekundet wird, wollen wir dies mit unserem liberalen Solms-Tarif von 15, 25 und 35 % seriös vorbereitet und solide finanziert im Parlament zur Abstimmung stellen. Wir haben vorgerechnet, dass es geht. Natürlich müssen dann auch die steuerlichen Ausnahmetatbestände gestrichen werden. Aber das unterscheidet uns von Herrn Eichel, Herrn Steinbrück und auch Herrn Koch. Sie wollen die steuerlichen Ausnahmetatbestände beseitigen, um damit selbst verschuldete Haushaltslöcher zu stopfen. Wenn aber bei der Pendlerpauschale, der Eigenheimzulage oder beispielsweise der Besteuerung der Nachtarbeit die Ausnahmetatbestände beseitigt werden, ohne diese in Form von Steuersenkungen an die Bürger zurückzugeben, bleibt unterm Strich für die Menschen eine Steuererhöhung übrig. Wir wollen die steuerlichen Ausnahmetatbestände beseitigen und dieses Geld in niedrigere, einfachere und gerechtere Steuersätze investieren. Eine Steuerstrukturreform, die diesen Namen auch verdient, muss am Schluss zu einer echten Nettoentlastung der Bürgerinnen und Bürger führen. Alles andere ist eine Mogelpackung, geboren aus der Disziplinlosigkeit der deutschen Finanzpolitik. Im letzten Jahr hat der Staat auf den verschiedenen Ebenen weit über 800 Milliarden Euro eingenommen. Und das nennt Herr Eichel einen Einnahmeausfall. Das Problem in der deutschen Finanzpolitik sind nicht Einnahmeausfälle, sondern die verschwenderische Ausgabenplanung des Staates. 

Jetzt will die Bundesregierung durch hohe Bußgelder die Schwarzarbeit in den Privathaushalten bekämpfen. Schwarzarbeit ist nicht in Ordnung. Aber wir bekämpfen die Schwarzarbeit in Deutschland nicht dadurch, dass man hinter jede Putzhilfe einen Steuerfahnder stellt. Wer die Schwarzarbeit bekämpfen will, muss die Ursachen dieser Entwicklung bekämpfen. Und die Ursache ist ein ungerechtes zu hohes und zu kompliziertes Steuersystem. Ein faires Steuersystem ist die beste Maßnahme zur Bekämpfung der Schwarzarbeit. 

Eine Mehrheit von staatsgläubigen Verteilungsfürsten verteidigt noch immer die alte Politik in Bundestag und Bundesrat. Die SPD hütet auf ihren Parteitagen programmatisch den sozialdemokratischen Verteilungsstaat als Fluchtburg gegen die Realität der Regierungsverantwortung. Die Sozialdemokraten beschließen eine Ausbildungsplatzabgabe und wollen die Erbschaftssteuer erhöhen. Eine Woche später beschließt der Bundesparteitag der Grünen die Wiedereinführung der Vermögensteuer. Das ist nicht nur ökonomischer Unfug. Die bürokratische Ausbildungsplatzabgabe wird nicht zu mehr, sondern zu weniger Ausbildungsplätzen führen. Die Vermögensteuer war zu zwei Dritteln eine betriebliche Vermögensteuer. Wer die Realität des Wirtschaftslebens kennt, weiß, dass der Mittelstand zwischen betrieblichem und privatem Vermögen kaum praxistauglich trennen kann. Und wer die Erbschaftssteuer erhöhen will, vergisst, dass man alles, was man am Ende seines Lebens an seine Kinder und Enkelkinder vererben möchte, im Laufe dieses Lebens bereits x-mal versteuert wurde.

Noch gefährlicher als der ökonomische Irrsinn, der in dieser Politik liegt, ist das dahinter stehende Denken. Es ist das Denken in den Kategorien der Neidgesellschaft. Es ist Zeit, der Neidgesellschaft eine neue Anerkennungskultur entgegen zu setzen. Es ist zutiefst unfair, wenn jemand mit viel Risiko und Fleiß eine Firma aufbaut, dafür aber nur Neid erntet. Fair ist, wenn derjenige, der Besonderes leistet, auch besondere Anerkennung erhält. 

Anerkennung für Spitzenleistungen darf nicht nur im Sport eine Selbstverständlichkeit sein. So wie der junge Sportler für seine Medaille gefeiert wird, so sollten wir auch die junge Frau oder den jungen Mann feiern, wenn sie beim Wettbewerb „Jugend forscht“ Spitzenleistungen erbracht haben. Unser Sozialstaat, der die Gleichheit vor die Freiheit setzt, ist mittlerweile, wie es Johannes Groß einmal formuliert hat, ein Staat des öffentlichen Missmuts. Den einen wird stets zuviel genommen, und den anderen wird stets zuwenig gegeben. Und keiner ist seines Glückes Schmied. In der Neidgesellschaft gibt es immer mehr Umverteilung. Das macht den Staat unfinanzierbar und die Menschen gewiss nicht glücklicher. Wer besonderes leistet, wer sich mit Haus und Hof, Haut und Haaren und endlosen schlaflosen Nächten seiner Arbeit verschreibt, den sollen weder Politik noch Gesellschaft mit Neid bestrafen, sondern mit Hochachtung auszeichnen. 

Nachdem liberale Politik nicht mehr als Turbokapitalismus stigmatisiert werden kann, beschimpft uns der politische Gegner als Klientelpartei. Unsere Klientel sind alle Menschen in Deutschland, die etwas aus ihrem Leben machen wollen. Alle Menschen,  für die Leistungsbereitschaft, Weltoffenheit und Toleranz entscheidende Werte im Leben sind. Unsere Klientel sind alle Menschen, die wissen, dass zu Rechten auch die Pflichten und zur Freiheit die Bereitschaft zur Verantwortung gehören. Wir sind die Partei für diejenigen, die es schon geschafft haben, genauso wie für diejenigen, die es noch schaffen wollen. Wir sind die Partei, für alle Menschen in Deutschland, ob Arbeiter, Angestellte, Handwerker, Ärztin oder Unternehmer, die es leid sind, für ihren Fleiß auch noch mit Neid, Missgunst und permanenten Steuer- und Abgabenerhöhungen bestraft zu werden. 

Die Bürgergesellschaft braucht die Bürgerpartei. Volksparteien orientieren sich am Kollektiv, die liberale Bürgerpartei stellt das Individuum in den Mittelpunkt ihres Handelns. Wir sind die liberale Bewegung für alle, die etwas bewegen wollen. Wir sind keine Volkspartei mit inhaltlicher Beliebigkeit, sondern eine Bürgerpartei mit klarer Ausrichtung, deren Politik gut ist für das ganze Volk.

Alle anderen Parteien sind staatsgläubig. Wenn auch mit unterschiedlicher Intensität. Sie vertrauen zuerst auf den Staat und sie misstrauen den Menschen. Sie vertrauen lieber auf Bürokratie als auf die Freiheit. Sie wollen immer noch soziale Sicherheit durch Beschränkungen und Einschränkungen der Leistungsbereiten erreichen. Doch diese Rezepte führen in die wirtschaftliche und geistige Armut unseres Landes. Wer die Starken ständig fesselt, wird die Schwachen nur noch schwächer machen.

Ich zitiere deshalb aus einer bemerkenswerten Schrift der deutschen Bischöfe von Dezember, gegen die Norbert Blüm derzeit in den Zeitungen so zu Felde zieht. Diese Gegnerschaft adelt die Schrift. Es heißt dort: „Eine Gesellschaft wird nur dann solidarisch sein, wenn sie dem Einzelnen und den kleineren Einheiten einen möglichst weitreichenden eigenverantwortlichen Spielraum gibt.“ (S. 19 unten)

Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik sind eben keine Gegensätze. Sie sind untrennbar miteinander verbunden. Sozialpolitik gilt weithin als Politik der Verteilung finanzieller Ressourcen, während Produktivität und Wachstumsförderung als ausschließliche Aufgaben der Wirtschaftspolitik gelten. Wir sind erst angekommen, wenn die Steigerung wirtschaftlicher Leistungskraft als das begriffen wird, was in der Regel den ärmeren Bevölkerungsteilen weit besser hilft als noch so viele soziale Transferleistungen, die oft genug bei den Findigen und nicht bei den Bedürftigen landen. Die deutschen Bischöfe formulieren dazu: „Sozialpolitische Regelungen können Produktivität hemmen und notwendige Anreize mindern – oder eben Beteiligung ermöglichen, Produktivität fördern und dadurch sozialen Frieden sichern.“

Das Flächentarifvertragsrecht macht besonders deutlich, dass die Sozialdemokraten aller Parteifarben immer noch kollektivistische Modelle gegenüber individuellen Lösungen vorziehen. Wir Liberale folgen dem Grundsatz: Selbstbestimmung statt Fremdbestimmung. Die Arbeitnehmer und Betriebsräte in einem Unternehmen wissen in der Regel besser was für sie, ihr Leben und den Erfolg und Bestand ihres Betriebes gut ist, als Funktionäre in weit entfernten Gewerkschafts- oder Arbeitgeberzentralen. Der Druck im Kessel auf eine Flexibilisierung des starren Flächentarifvertragsrechts muss erhalten bleiben.

Zitat Helmut Schmidt: „Dazu muss im Tarifvertragsgesetz  die Verordnung der „Allgemeinverbindlichkeit“ gestrichen und im Betriebsverfassungsgesetz müssen jene  Paragraphen gestrichen werden, die es den Geschäftsleitungen und den Betriebsräten verbieten, Betriebsvereinbarungen über Löhne, Arbeitszeiten und –bedingungen abzuschließen.“

Wir Liberale haben unseren Anteil daran, dass die Ausbeutungsgesellschaft früherer Jahrhunderte überwunden wurde. Die Ausbeutungspolitik kommt erneut, wenn auch nicht im feudalen Gewand einher: heute ist es die Ausbeutung der Zukunft. Wer die Fairness zwischen den Generationen will, der muss die Sozialstaatsklempnerei in Deutschland beenden.

Der Reparaturbetrieb bei der Rente funktioniert nicht mehr. Diese Bundesregierung hat die Renten zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik real gekürzt und auch noch die so genannte Schwankungsreserve, also den Notgroschen der Rente aufgebraucht. Wenn jetzt nicht ein Systemwechsel erfolgt, werden regelmäßige Beitragssteigerungen und Rentenkürzungen folgen. Diese politischen Notoperationen ohne einen Systemwechsel sind unfair gegenüber der jetzigen Rentnergeneration, weil sie in Ansprüche eingreifen, die die Rentner im Vertrauen auf eine verlässliche Rente durch ihre Arbeit erworben haben. Für Liberale ist Rente kein Almosen, sondern die Gegenleistung für lebenslanges Arbeiten. Diese Politik ist unfair gegenüber der arbeitenden Generation, weil sie bei den Beiträgen weder Stabilität noch Entlastung bringt. Und diese Politik ist unfair gegenüber der jungen Generation, weil die soziale Sicherheit in Anbetracht der veränderten Altersstruktur unserer Gesellschaft nicht zukunftstauglich wird. Die Reformen der Bundesregierung sind keine solchen. Sie sind eher eine Belastung des Reformbegriffes. Es ist unfair, wenn jemand, der 45 Jahre in die Rentenkasse gezahlt hat, im Wesentlichen genauso behandelt wird, wie derjenige, der 35 Jahre eingezahlt hat, wenn beide mit 62 in Rente gehen wollen. Ich bin für die Abschaffung dieser gesetzlichen Renteneintrittsalter. Stattdessen soll die Zahl der Beitragsjahre über die Rentenhöhe entscheiden. Ab 45 Jahren durchschnittlicher Beitragszahlung wird die Rente ohne Abschlag erreicht und zwar unabhängig vom Lebensalter. Das ist vernünftiger als der Vorschlag aus den anderen Parteien, das gesetzliche Renteneintrittsalter auf 67 oder gar 70 Jahre hochzuschrauben. Wir müssen jetzt unser Rentensystem so umbauen, dass die Altersversorgung zur Hälfte auf einer beitragsfinanzierten gesetzlichen Grundsicherung und zur anderen Hälfte auf einer privaten oder betrieblichen kapitalgedeckten Altersvorsorge beruht. Nur so lassen sich Rentensicherheit, Beitragsstabilität und Generationenfairness erreichen.

Die gesetzliche Pflegeversicherung trägt auf Grund der demografischen Entwicklung ebenfalls den Sprengsatz immer weiterer Beitragserhöhungen in sich. Bei ihrer Einführung Anfang der 90er Jahre konnten wir uns nicht durchsetzen. Nun ist genau eingetreten, was wir vorausgesagt haben. Wir sollten jetzt wenigstens die Konsequenz ziehen und die gesetzliche Pflegeversicherung durch eine private, kapitalgedeckte Pflegeversicherung ersetzen.

Was im Gesundheitswesen als Jahrhundertreform bezeichnet wird, hat doch bestenfalls noch die Halbwertzeit von zwei, drei Jahren. Wir brauchen auch hier eine Neugründung unserer sozialen Sicherungssysteme. Nicht mehr Zwangskassen sind nötig, sondern mehr Versicherungsfreiheit. Nicht nur Rot-Grün, sondern auch maßgebliche Teile der Union sind für die Einführung einer Zwangskasse unter dem Decknamen „Bürgerversicherung“. Als ob ein Fass ohne Boden gefüllt werden könnte, in dem immer mehr Menschen gezwungen werden ihr Geld dort hinein zu schütten. Das Gefäß muss neu gezimmert werden. Die gesetzlichen Krankenkassen wollen wir in private Gesundheitsversicherungen überführen. Wir wollen also aus den gesetzlichen öffentlich rechtlichen Körperschaften private Unternehmungen machen, die in einem echten Wettbewerb zueinander stehen. An die Stelle der Pflichtversicherung setzen wir eine Pflicht zur Versicherung, bei der die Bürger selbst zwischen Anbietern und Tarifen für sich maßgeschneidert auswählen können. Wer in Deutschland schon mal von großen Koalitionen geträumt hat, ist seit dem großkoalitionären Gesundheitskompromiss ganz sicher bedient.

Wir Liberale wissen, dass die Neugründung unserer sozialen Sicherungssysteme eine Herkulesaufgabe ist. Deshalb ist sie auch nicht zu trennen von einer echten Steuerstrukturreform. Wer den Bürgern mehr Eigenverantwortung abverlangt, muss ihnen gleichzeitig durch Steuerentlastung und –vereinfachung den nötigen Spielraum dazu schaffen. 

Und Politik muss das Vorleben, was sie selbst von den Bürgern verlangt. Eigenverantwortung kann vor Politikern nicht Halt machen. Politiker sind gewählte Mandatsträger auf Zeit. Sie sollten keine Pensionsansprüche durch Sonderrechte erwerben, sondern wie Freiberufler ihre Altersversorgung selbst regeln. 

Und wenn der Staat von Bürgern und Unternehmen verlangt, sich dem Prinzip des Wettbewerbs zu stellen, darf er sich selbst nicht dem Wettbewerb entziehen. Deshalb treten wir Liberale für einen Wettbewerbsföderalismus ein, mit erkennbaren Verantwortlichkeiten. Dazu zählt  die Abschaffung der Mischfinanzierungen zwischen Bund und Ländern. Klare Verantwortlichkeiten stärken die Bürgermacht. Mit anderen Worten: Wer die Musik bestellt, soll sie auch bezahlen. Und wer sie bezahlt, bestimmt auch das Lied, das gespielt wird.

Ob beim Privatisierungsgebot, der Steuerpolitik, dem Subventionsabbau, der Reform der sozialen Sicherungssysteme, oder dem Bürokratieabbau, dahinter steht ein liberales Staatsverständnis, das sich von denen der anderen Parteien unterscheidet. Der Staat muss dienen, nicht herrschen. Er soll nützen, nicht belasten. Was der Staat nicht regeln muss, das soll er auch nicht regeln dürfen.

In der Bildungspolitik wird dieses besonders deutlich. Es ist skandalös, dass die Bundesregierung mit stiller Billigung großer Teile der Union 16 Milliarden Euro Steinkohlesubventionen für die nächsten Jahre zusagt, bei Bildung, Wissenschaft und Forschung aber die selbst gesteckten Ziele im Haushalt weit verfehlt. Noch mehr als um das Geld geht es in der Bildungspolitik um neue Ideen. Wir haben eine faktische Planwirtschaft in der starren Bildungsbürokratie über Schulen und Hochschulen. Nur der echte Wettbewerb unter den Schulen und Hochschulen schafft den Anreiz für eine bestmögliche Bildung und Ausbildung unserer jungen Generation. Wir brauchen den Wettbewerb um Studenten in den Hochschulen, bessere Studienbedingungen und schnellere Abschlüsse.

Der Bundeskanzler schlägt vor, eine Eliteuniversität in Deutschland zu gründen. Das ist fast schon Satire. Eine Eliteuniversität, gewissermaßen als Vorzeigefeigenblatt und der Rest darf weiter im Mittelmaß dümpeln, das ist nicht die Qualifizierungsoffensive, die wir Liberale meinen. Das Hochschulrahmengesetz gehört abgeschafft. Die zentrale Vergabestelle für Studienplätze ersatzlos gestrichen. Bildung als Bürgerrecht heißt für Liberale: jeder soll Zugang zur besten auf ihn zugeschnittenen Bildung, Ausbildung und Fortbildung erhalten. In Deutschland entscheidet längst wieder der Geldbeutel der Eltern über die Chancen des Kindes. Wer es sich leisten kann, kauft den Computer, organisiert Nachhilfe gegen den Unterrichtsausfall oder ermöglicht den Auslandsaufenthalt. Wir setzen auf die Autonomie der Schulen und der Hochschulen. Wenn dann in Ländern Universitäten, Studiengebühren erheben wollen, um sie in eine bessere Ausstattung zu investieren, sollen sie dies auch dürfen. Dass dazu eine Stipendienkultur gehört mit einem neuen Stiftungsrecht versteht sich für Liberale von selbst. Und dass diese Gebühren nachgelagert anfallen, also zurückgezahlt werden müssen, wenn später im Berufsleben ein überdurchschnittlicher Verdienst erreicht wird, gehört für mich ebenfalls dazu. Ich finde es aber unfair, wenn die Krankenschwester für ihre kleine Tochter KiTa-Gebühren zahlt, und dann auch noch mit ihren Steuern das gebührenfreie Studium des Sohnes ihres Chefarztes finanzieren soll.

Alan Posener schrieb zum Jahreswechsel in der „Welt“: „Solange in Deutschland Gleichheit wichtiger bleibt als Freiheit; solange man bankrotte und verrottete, dafür aber kostenlose staatliche Massenuniversitäten für eine soziale Errungenschaft hält; solange naturwissenschaftliches Forschen von vornherein und parteiübergreifend unter Generalverdacht steht (…), so lange wird sich an der Abwanderung unserer Besten nichts ändern. Und solange das Land nicht selbstbewusst genug ist, kulturelle Unterschiede nicht nur zu ertragen, sondern als Bereicherung und Anregung zu begreifen und zu begrüßen, werden auch die Besten der anderen nicht zu uns kommen wollen. 

Wenn das Land nicht vom Ausland lernen will, werden seine besten Kinder im Ausland lernen. Und wenn das Land so bleiben will, bleiben ihm die besten Kinder weg. Wir haben die Wahl.“  

Das Jahr 2004 muss das Jahr eines strukturellen Neuanfangs in der Bildungspolitik werden.

In der Wissensgesellschaft spielt die Leistungsspitze eine viel größere Rolle als in der früheren Industriegesellschaft. Es geht um neue Ideen für neue Produkte und Dienstleistungen, die sich auf dem Weltmarkt behaupten und das in einem atemberaubenden globalisierten und sich beschleunigenden Innovationszyklus. Chancengleichheit in der Bildungspolitik darf nicht gleichschlechte Ergebnisse für alle heißen. Wir brauchen ein Bekenntnis zu Eliten. Es geht nicht um Standeseliten, Herkunftseliten, Geldeliten. Es geht auch nicht darum, dass Elite elitäre Privilegien meint. Es geht um Leistungseliten. Mit jedem jungen Forscher, der Deutschland verlässt, gehen Prozentpunkte unseres Wirtschaftswachstums mit. Die Abwanderung junger Eliten aus Deutschland ist leider nur noch ein Thema auf den Wissenschaftsseiten guter Zeitungen. Wir wollen dieses zu einem breiten Thema in der Öffentlichkeit machen. Diese jungen Eliten suchen natürlich auch bessere materielle Chancen. Sie wollen aber vor allem sich selbst und ihr Forschertalent besser entfalten und ihr Glück in einer freieren Gesellschaft suchen. Diesen Gründergeist brauchen wir in Deutschland und nicht außerhalb von Deutschland. Es gibt in der Bio- und Gentechnologie nicht nur eine Verantwortungsethik, Manipulationen am Menschen zu verhindern. Es gibt auch eine Ethik des Heilens und Helfens. Es gibt auch eine ethische Verantwortung, mit neuem Wissen in der Medizin beispielsweise durch gentechnisch hergestellte Medikamente Kranken zu helfen. Auf die Frage, was denn ein deutscher Forscher brauche, um internationale Anerkennung zu erlangen, antwortete ein in den USA lebender Forscher kurz und knapp: „Ein Flugticket“. 

Jeder siebte Student, der in Deutschland promoviert, wandert in die USA aus. Dagegen hilft nicht die Staatsgründung einer deutschen Harvard-Kopie, wie sie der Bundeskanzler jetzt angekündigt hat. Dagegen hilft nur ein neues Bildungssystem, das den Wettbewerb zulässt. Wir brauchen keine Kopie von Harvard, wir brauchen eine vielfältige Hochschullandschaft mit unterschiedlichen Angeboten in Lehre und Forschung. Wenn sich die Studenten die Uni aussuchen können und die Unis die Studenten aussuchen können, dann werden sich beide auf mehr Wettbewerb einstellen. Wir brauchen auch kein Hochschulrahmengesetz, das zum Beispiel die Vergabe der Studienplätze und die Anwendung des Beamtenrechts vorschreibt.

Der Rahmen der Uni der Zukunft ist Freiheit. Die Freiheit der Forschung und Lehre genau so wie die unabhängige Entscheidung über Lehrpersonal und Mitteleinsatz.

Wir müssen dafür sorgen, dass sich die Forschungseliten in Deutschland besser entfalten können und sie ihr Glück wieder Zuhause in ihre Hände nehmen und dafür eben kein Flugticket ins Ausland brauchen. Dazu zählt eben auch das klare Bekenntnis zu Zukunftstechnologien, wie beispielsweise dem Transrapid oder auch der zivilen Verarbeitung von Plutonium. Dass der Transrapid und die zivile Verarbeitung von Plutonium von dieser Bundesregierung in Deutschland abgelehnt werden, sie aber gleichzeitig den subventionierten Verkauf ins Ausland betreibt, zeigt die Doppelmoral gegenüber dem technologischen Fortschritt.

Und dass im Land der Dichter und Denker eine Bundesregierung nicht einmal in der Lage ist, eine Straßenmaut zu erheben, unterstreicht die dringliche Notwendigkeit der in diesen Stunden stattfindenden Klausurtagung der SPD zur Bildungspolitik.

Ob beim Transrapid, der zivilen Verarbeitung von Plutonium oder bei der therapeutischen Gentechnik, die Grünen sind die Nein-Sager der deutschen Politik. Die Grünen sind die geistige Blockade gegen den technologischen Fortschritt. Die Grünen sind eben nicht liberal, sondern sie wollen die Gesellschaft als ideologische Besserungsanstalt organisieren. Sie stellen Autofahren unter steuerliche Strafe, wollen preiswerte Flugreisen verbieten und sind für ein entlarvendes Chaos beim Dosenpfand verantwortlich. Grüne verregeln und verriegeln. Deshalb sind die Grünen der natürlich Gegner einer Freiheitspartei.

Es ist schon erstaunlich, was bei manchem Kommentator als liberal durchgeht. Auch das beweist die Notwendigkeit einer Wertedebatte. Werte wie Leistungsbereitschaft, Toleranz, Disziplin, Höflichkeit und Respekt gelten als altmodische  Sekundärtugenden. Ich glaube, es sind Primärtugenden, die in der modernen Gesellschaft die Menschen zusammen bringen und zusammen halten. In Berlin gibt es ganze Straßenzüge, da ist keine einzige Häuserwand mehr ohne Graffiti. Ich halte das nicht, wie manche Grüne, für jugendliche Kreativität und künstlerische Selbstverwirklichung. Ich halte das für einen schlichten Werteverlust. Für ein Alarmzeichen, dass nämlich der Respekt vor dem Eigentum anderer verloren gegangen ist. Respekt vor dem Anderen, auch vor dem Anderssein und Andersleben ist eine der wichtigsten Tugenden in der freien und fairen Gesellschaft. Respekt vor der Leistung des Starken, Respekt vor der Menschenwürde des Schwächeren, das ist die liberale Form der Solidarität, die jeder Umverteilungsmechanik überlegen ist. Für uns sind Herzensbildung und Nächstenliebe nicht zuerst staatliche Dienstleistungen, sondern die respektvolle, ja liebevolle Zuwendung des Menschen zum Menschen.

Und diese Tugenden kann kein Staat, kein Politiker alleine organisieren. Hier kommt es auf die Bürger an. Auf die Familien. Der Staat muss Rahmenbedingungen für eine familienfreundliche Gesellschaft setzen. Von der Bildungspolitik bis zur Steuerpolitik, etwa in unserem Modell mit einem gleichen Freibetrag für alle Familienmitglieder, also ausdrücklich auch für die Kinder. Die Regierung feiert sich als Mäzen der Familien, wenn das Kindergeld erhöht wird. Die Regierung teilt einfach nur zu, was sie vorher mehrfach schon denselben Familien weggenommen hat, teuer durch einen Beamtenapparat einzieht, verwaltet und neu zuteilt.

Familien sind die wichtigsten Verantwortungsgemeinschaften in unserer Gesellschaft. Für Liberale kommt es da nicht auf den Trauschein an. Überall, wo Menschen auf Dauer füreinander Verantwortung übernehmen wollen, ist für uns Liberale der Schutz der Familie durch die Politik gefordert. Ob Ehen mit Kindern, Alleinerziehende, nicht-eheliche oder gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften, für Liberale ist jede Verantwortungsgemeinschaft wertvoll, in der Menschen füreinander einstehen wollen.

Der Zusammenhang zwischen der inneren Liberalität einer Gesellschaft und ihrem ökonomischen Fortschritt, zwischen der stimulierenden Toleranz und der Leistungsbereitschaft, die aus Kreativität entsteht, wird bei den Konservativen bis heute nicht anerkannt. Halbe Freiheiten sind noch keine Freiheit. Der Konservative entscheidet sich im Zweifel eben nicht für die Freiheit, sondern für die Ordnung, gelegentlich für die obrigkeitsstaatliche Ordnung. Wenn es dieser Ordnung dient, setzt die absolute Mehrheit der CDU in Hessen auch auf eine lückenlose, vollständige Überwachung aller Autofahrer durch den Staat. Dann überbieten sich Herr Beckstein von der CSU und die SPD-Innenminister bei der Forderung nach immer größeren genetischen DNA-Dateien. Und der CSU-Generalsekretär fordert in dieser Woche ein Ausgehverbot für Jugendliche nach 20.00 Uhr (setzen Sie das zu Hause mal durch). Videoüberwachungen, nicht nur an gefahrvollen Plätzen, sondern flächendeckend, gewissermaßen von Haustür zu Haustür, zusammengenommen mit lückenlosen Bewegungsprofilen durch Kreditkartenbenutzung und Handytelefonate, das sind im Zeitalter von computergestützter Datenverarbeitung ganz neue Herausforderungen in der Innen- und Rechtspolitik. Die Verdreifachung der Telefonüberwachungen seit 1997, die Erfassung aller Autokennzeichen in Hessen und vielleicht bald auch die satellitengestützte Überwachung aller Pkw kann im liberalen Rechtsstaat nicht gerechtfertigt werden. Gerade als eine Partei, die sich zum technologischen Fortschritt bekennt, stehen wir Liberale an der Spitze der Bekämpfung des Missbrauchs oder der Schaffung von unkontrollierbaren Missbrauchsmöglichkeiten. Wir sagen Ja zu einer konsequenten Strafverfolgung, aber Nein zu einem Generalverdacht gegen die gesamte Bevölkerung.

Menschenwürde und Menschenrechte sind für Liberale ständiger Auftrag.

Das gilt auch in der Außenpolitik. Deutsche Außenpolitik muss interessensgeleitet, aber zugleich auch werteorientiert sein. Unsere Idee des liberalen Rechtsstaates beansprucht Gültigkeit auch für die Staatengemeinschaft. Eine Weltbürgergesellschaft braucht eine globale Rechtsordnung. Dazu gehören als äußerstes Mittel auch militärische Einsätze. Doch militärische Mittel dürfen außenpolitische Strategien nicht ersetzen. Bundeswehrsoldaten in immer größerer Zahl an immer mehr Orte zu entsenden und gleichzeitig der Bundeswehr die finanziellen Mittel für eine bessere Ausstattung zu verweigern, ist unverantwortlich. 

Im Jahresbericht 2003 von amnesty international über die Volksrepublik China heißt es wörtlich: „Es waren erneut schwere Menschenrechtsverletzungen zu verzeichnen. In gewissen Bereichen verschlechterte sich die Menschenrechtslage im Vergleich zu den Vorjahren.“ Wenn der deutsche Bundeskanzler auf seiner Chinareise zum Ende des letzten Jahres, unterstützt im Bundestag durch seinen Außenminister Fischer, die Aufhebung des Waffenembargos gegen China fordert, opfern sie die Menschenrechte auf dem Altar Ihrer ausgeweiteten Waffenexportpolitik. Zivile Zusammenarbeit ja. Handel durch Wandel ja. Aber Waffenexporte in Länder, die eklatant die Menschenrechte verletzten, darf nicht die deutsche Politik werden.

Die deutsche Außenpolitik braucht wieder einen konzeptionellen Rahmen. Verlässlichkeit und Berechenbarkeit, europäische Einbettung und transatlantische Partnerschaft waren vor der Amtsübernahme von Rot/Grün die Grundpfeiler deutscher Außenpolitik. Wir Liberale treten dafür ein, dass das wieder so wird. Die deutsche Außenpolitik ist ereignisorientiert, reaktiv und schwankend. Was CNN heute zeigt, gilt als wichtig, was unser Land morgen braucht, bleibt im Dunkeln. Fernsehaußenpolitik ist kurzsichtig. Deutsche Außenpolitik muss strategisch initiierend sein.

Die wichtigsten Zukunftsfelder sind nicht mehr Bestandteil der deutschen Außenpolitik. Was sind unsere nationalen Interessen? Wie stellt sich Deutschland ein auf die demografische Entwicklung der Welt? Wie lauten die geopolitischen Herausforderungen? Sind die jungen Gesellschaften etwa die Wachstumszentren von morgen? In Südamerika sind 40 Prozent der Bevölkerung jünger als 20 Jahre. Deutschland braucht Konzepte für diese Wachstumsregionen der Zukunft. Das sind nicht nur neue Konkurrenten, sondern auch neue Zukunftschancen. 

Aids war im Jahr 2002 mit großem Abstand weltweit die Haupttodesursache der Menschen im Alter von 15 bis 59 Jahren. Das ist eine globale Herausforderung unserer Zeit. In Afrika war Aids die Todesursache Nr. 1 in der gesamten Altersgruppe ab 15 Jahren aufwärts. Die Bundesregierung darf vor diesem Hintergrund die Bildung des Weltgesundheitsfonds zur Bekämpfung von Aids nicht länger behindern und verzögern. Die Bekämpfung von Aids muss aus humanitärer Verpflichtung aber auch aus nationalem Interesse eine Maxime außenpolitischen Handelns werden, so wie die Präsidenten Bush und Chirac das bereits heute tun.

Wir wollen als FDP den außenpolitischen Protektionismus abschaffen, der Entwicklungsländern den Zugang zu den Märkten der Wohlhabenden versperrt. Wir wollen Freihandel. Die Globalisierung ist für uns, für die entwickelten aber eben auch für die weniger entwickelten Länder eine Chance auf mehr Wohlstand. 

Wir wollen keine Außenpolitik, die unseren Kontinent in ein neues und ein altes Europa aufspaltet. Wer glaubt, Europa zu einigen, in dem er das transatlantische Band durchschneidet, der bringt die europäische Einigung zum Scheitern. Europa braucht mehr liberale Politik, die den Bürger über die Bürokratie stellt, die eindeutig der Stabilität der europäischen Währung Vorrang einräumt und die Europa und die europäische Verfassung wieder zu einer Sache der Bürger macht. 

Der Nationalpopulismus der deutschen Bundesregierung liegt nicht im deutschen Interesse. Im deutschen Interesse liegt die europäische Einigung und nicht eine Achsenbildung Paris-Berlin-Moskau. Deutsche Außenpolitik soll keine Achsen bilden, sondern Brücken bauen. Das stellen wir bei der Europawahl zur Abstimmung und ich bin zuversichtlich, dass wir nach zehn Jahren Abwesenheit mit Silvana Koch-Mehrin an der Spitze in das Europaparlament zurückkehren werden.

Wir stehen im Jahr 2004 vor vielen Herausforderungen. 14 Wahlen in den Kommunen, den Ländern und für Europa wollen wir erfolgreich bestehen. Mit unserem gewachsenen Gewicht wollen wir auch bei der Wahl des nächsten Bundespräsidenten verantwortungsvoll umgehen. Wir wollen nicht nach Parteibuch entscheiden, sondern nach Persönlichkeit. Und das heißt natürlich auch, dass weiterhin die Möglichkeit einer liberalen Präsidentschaftskandidatur besteht. 

Seit dem Dreikönigstreffen vor einem Jahr sind wieder tausende neue Mitglieder in die FDP eingetreten. Sie begrüße ich sehr herzlich und rufe die Unentschlossenen auf, es ihnen gleichzutun. Die Zahl der FDP-Abgeordneten ist in den Landesparlamenten in den letzten zwei Jahren von 55 auf 112 angestiegen. Auch im letzten Jahr konnten wir in Niedersachsen, Hessen und in Bremen viele neue  Abgeordnete hinzugewinnen. In Bayern ist uns dieses trotz eines Zuwachses auf geringem Niveau nicht gelungen. Bei den Kommunalwahlen in diesem Jahr wollen wir ähnlich erfolgreich abschneiden wie bei der Kommunalwahl in Brandenburg vor wenigen Wochen. Bei den Landtagswahlen in Thüringen, in Sachsen, in Brandenburg und im Saarland wollen wir aus der außerparlamentarischen Opposition in die Landtage zurückkehren. Und in Hamburg, bei der nächsten Landtagswahl, wollen wir eine neue seriöse bürgerliche Mehrheit erreichen. Alle diese Wahlen sind eine gemeinsame Kraftanstrengung, die viel Einsatz verlangt. Bitte helfen Sie mit. Wir haben mit unserem Grundsatz „Freiheit zur Verantwortung“ die unbequemste Botschaft aller deutschen Parteien. 

Aber ich glaube, wir haben in der Gesellschaft die Trendwende erreicht. Immer mehr Menschen wollen dem Trugbild nicht glauben, dass die Politik immer mehr an alle verteilen kann. Es waren die Menschen in den neuen Bundesländern, die dem Versprechen der IG Metall für die 35 Stundenwoche eine Absage erteilt haben. Das war für mich eine neue, friedliche Revolution gegen die Politik der falschen Versprechungen. Hier hat eine Verantwortungsmentalität die Anspruchsmentalität ersetzt. Und das geschieht jetzt in ganz Deutschland.

Wir Liberale muten den Bürgern mehr zu, weil wir ihnen mehr zutrauen. Wir stellen uns nicht zur Wahl, weil einige von uns etwas werden wollen oder werden müssten, sondern weil nur mehr Liberale in Verantwortung die gemächliche deutsche Politik weiter liberalisieren können. Die Liberalisierung der deutschen Politik ist nicht beendet. Sie hat gerade erst begonnen.

